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 Augsburg, 28. September 2026  

 

 

Wolf-Abschuss im Oberallgäu vorerst gestoppt 

 
Das Verwaltungsgericht Augsburg hat mit Beschluss vom 28. September 2026 einem 

Eilantrag der Naturschutzinitiative e.V. gegen eine Allgemeinverfügung des Landrats-

amts Oberallgäu, in der Weidegebiete ausgewiesen wurden, innerhalb derer die Beja-

gung eines Wolfs zulässig ist, stattgegeben. 

 

Das Landratsamt Oberallgäu hat am 20. August 2026 eine – für sofort vollziehbar erklärte 

– Allgemeinverfügung veröffentlicht. Diese sieht vor, dass in insgesamt 22 markierten 

und über den Landkreis verteilten Weidegebieten die Bejagung des Wolfs unter Einhal-

tung verschiedener Auflagen zulässig ist; zugleich wurde die zulässige Bejagung des 

Wolfs auf ein Exemplar beschränkt. Hiergegen hat die Naturschutzinitiative e.V. Klage 

erhoben und einen Eilantrag auf Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung gestellt. 

 

Mit Beschluss vom heutigen Tage gab das Verwaltungsgericht Augsburg dem Eilantrag 

statt, indem es die aufschiebende Wirkung der Klage gegen die Allgemeinverfügung wie-

derhergestellt hat, da erhebliche Bedenken an der materiellen Rechtmäßigkeit der All-

gemeinverfügung bestehen. Zur Begründung hat die Kammer darauf hingewiesen, dass 

die Behörde nicht ausreichend schlüssig und nachvollziehbar dargelegt hat, dass die 

Zulassung der Bejagung des Wolfs zur Abwendung ernster landwirtschaftlicher oder 

sonstiger wirtschaftlicher Schäden erforderlich ist. Insbesondere fehlen belastbare Fest-

stellungen zu wiederholten Annäherungen von Wölfen an Weidetiere, zu Rissereignissen 

trotz geeigneter und zumutbarer Schutzmaßnahmen oder zu einem verfestigten, auf 

Nutztiere gerichteten Jagdverhalten der betroffenen Wölfe. Zudem erweist sich die All-

gemeinverfügung voraussichtlich als rechtswidrig, weil die Ermessensausübung nicht 

ordnungsgemäß erfolgt ist. Denn ein Einsatz milderer Mittel, wie etwa eines elektrifizier-

ten Nachtpferchs, der Einsatz von visuellen oder akustischen Abschreckgeräten, der Ein-

satz von Hirten, Herdenschutz- oder Hütehunden oder die Vergrämung, ist nicht geprüft 

worden. 
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Gegen die Entscheidung (Au 8 S 26.2801) kann der Antragsgegner Beschwerde beim 

Bayerischen Verwaltungsgerichtshof einlegen. 

 


